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Drucksache 7/ 1376 

06. 12. 73 

Sachgebiet 23 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Schneider, Mick, Orgaß und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Fehlsubventionierung von Sozialwohnungen 


Der öffentlich geförderte soziale Wohnungsbau ist in eine ernst- 
hafte Krise geraten. Insbesondere auch deshalb wird die Fehl- 
subventionierung von Sozialwohnungen in der Öffentlichkeit 
als Mißstand und Ärgernis kritisiert. 

über das tatsächliche Ausmaß der Fehlsubventionierung gibt es 
keine gesicherten Unterlagen. 

Nachdem ein Entwurf der Fraktion der CDU/CSU über die Bele- 
gung der Sozialwohnungen (Drucksache 7/843), mit dem dieses 
Ausmaß festgestellt werden sollte, im Ausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau des Deutschen Bundestages 
gegen die Stimmen der CDU/CSU abgelehnt wurde, fragen wir 
die Bundesregierung: 

1. Bis wann wird die Bundesregierung einen Gesetzentwurf 
zur Lösung des Fehlsubventionierungsproblems vorlegen? 

2. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der fehl- 
subventionierten Sozialwohnungen und ihren Anteil an der 
Gesamtzahl der Sozialwohnungen; auf welche Erkenntnisse 
gründet sie diese Schätzung? 

3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung das finanzielle Vo- 
lumen der Fehlsubventionierung? 

4. Inwieweit erhöht sich dieses Volumen nach den Schätzun- 
gen der Bundesregierung noch bis zum Wirksamwerden 
des vorgesehenen Fehlsubventionierungsgesetzes? 

5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung das jährliche Auf- 
kommen aus den Ausgleichszahlungen? 

6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil des zur 
Festsetzung und Einziehung der Ausgleichszahlungen not- 
wendigen Verwaltungsaufwands? 

7. Trifft es zu, daß nach Inkrafttreten des Fehlsubventionie- 
rungsgesetzes die Einkommen von etwa 4 Millionen Haus- 
halten überprüft werden müssen? 
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8. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß nur die In- 
haber von öffentlich geförderten Sozialwohnungen unter 
bestimmten Voraussetzungen zur Ausgleichszahlung her- 
angezogen werden sollen? Oder ist beabsichtigt, auch die 
Inhaber von Wohnungen, die mit Wohnungsfürsorgemit- 
teln der öffentlichen Hand, mit Mitteln des Lastenaus- 
gleichsfonds oder im sogenannten zweiten Förderungsweg 
subventioniert worden sind, zu erfassen? 

9. Wem soll nach Auffassung der Bundesregierung das Auf- 
kommen aus den Ausgleichszahlungen zufließen? 

10. Aus welchen Gründen und auf Grund welcher Änderung 
der Verhältnisse hält die Bundesregierug nunmehr ein 
Fehlsubventionierungsgesetz für erforderlich, nachdem die 
von den gleichen Parteien getragene Bundesregierung in 
der letzten Legislaturperiode noch im September 1971 ein 
derartiges Gesetz abgelehnt hat? 


Bonn, den 6, Dezember 1973 


Dr. Schneider 

Mick 

Orgaß 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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